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Wirtschafts- und Währungsunion 

 Eigenverantwortung 
der Mitgliedsstaaten 
in der Haushaltspoli-
tik wahren 

 Keinen europäischen 
Finanzminister beru-
fen 

 Keine EU-Arbeitslo-
senversicherung ein-
führen 

 Vergemeinschaftung 
von Schulden oder 
Risiken verhindern 

 Verletzung der EU-
Haushaltsregeln 
strenger sanktionie-
ren  

 ESM zu Europäi-
schem Währungs-
fonds weiterentwi-
ckeln unter Wahrung 
der Kontrollrechte 
des Bundestags 

 Insolvenzordnung für 
Eurostaaten schaffen 

 Eurozonen-Haushalt 
für Investitionen in 
Krisenzeiten aufset-
zen 

 Europäischen Rück-
versicherungsfonds 
für die Arbeitslosen-
versicherung einrich-
ten 

 Wirtschaftsregierung 
für den Euro-Raum 
einrichten unter Füh-
rung eines europäi-
schen Wirtschafts- 
und Finanzministers 

 ESM zu einem parla-
mentarisch kontrol-
lierten Europäischen 
Währungsfonds wei-
terentwickeln 

 EU-weite Mindestun-
ternehmenssteuer 
mit gemeinsamer 
konsolidierter Be-
messungsgrundlage 
einführen 

 

 Eurozonen-Haushalt 
für Investitionen in 
Krisenzeiten aufset-
zen 

 Langfristig stärker ei-
genfinanzierten EU-
Haushalt anstreben 

 Europäischen Rück-
versicherungsfonds 
für die Arbeitslosen-
versicherung einrich-
ten 

 ESM in einen Euro-
päischen Währungs-
fonds überführen. 

 EU-weite Mindestun-
ternehmenssteuer 
mit gemeinsamer 
konsolidierter Be-
messungsgrundlage 
einführen 

 

 Verstöße gegen den 
Stabilitäts- und 
Wachstumspakt kon-
sequent ahnden 

 Vergemeinschaftung 
von Schulden in 
Form von Eurobonds 
oder neue EU-Ver-
briefungsmöglichkei-
ten (ESBies) verhin-
dern 

 Keine EU-Arbeitslo-
senrückversicherung 
einführen 

 ESM auflösen, Ein-
führung eines Euro-
päischen Währungs-
fonds verhindern 

 EZB reformieren und 
Stimmrechte 
Deutschlands stär-
ken 

 Geordnetes Staatsin-
solvenz- und Aus-
trittsverfahren für die 
Eurozone 

 Eurozonen-Haushalt für Kon-
junkturstützung verhindern 

 Europäischen Investitions-
fonds schaffen  

 Verschuldungsverbot der EU 
beibehalten, Kompetenz zur 
Steuererhebung verhindern 

 Automatische Sanktionen bei 
Verletzung der EU-Haushalts-
regeln einführen 

 ESM in zwischenstaatlichen 
Europäischen Währungsfonds 
(EWF) umbauen 

 EWF-Hilfen nur bei Gefahr für 
Stabilität des Euroraums und 
gegen Auflagen gewähren 

 Insolvenzregime für Eurolän-
der einrichten 

 Regeln für geordneten Euro-
Austritt schaffen 

 

 Stabilitäts- und 
Wachstumspakt so-
wie Fiskalpakt ab-
schaffen 

 Gemeinsame Euro-
Bonds ausgeben 

 Fonds für soziale, in-
klusive, solidarische 
und ökologische Ent-
wicklung einrichten 

 EU-Arbeitslosenrück-
versicherung einrich-
ten 

 EU-weiten Min-
destunternehmens-
steuersatz mit breiter 
und einheitlicher Be-
messungsgrundlage 
einführen 

 Entscheidungsbefug-
nisse des Europäi-
schen Parlaments 
stärken, damit es 
gleichberechtigt zu 
Rat und Eurogruppe 
entscheidet. 

 EU-Haushalt verklei-
nern 

 Eigene Steuern auf 
EU-Ebene verhin-
dern 

 Rückkehr zu natio-
nalen Währungen 
(D-Mark) veranlas-
sen, Euro gegebe-
nenfalls als Parallel-
währung beibehalten 
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Finanzwesen 

 Besonderheiten des 
Drei-Säulen-Systems 
erhalten 

 Bankenunion und Kapi-
talmarktunion unter Sta-
bilitätsaspekten weiter-
entwickeln 

 Risiken im Bankensys-
tem reduzieren 

 Staatsanleihebestände 
der Banken mit Eigen-
kapital unterlegen 

 Unabhängigkeit der 
EZB wahren 

 Geldpolitik und Finanz-
politik strikt trennen 

 Bargeld beibehalten 

 EU-Finanztransaktions-
steuer mit breiter Be-
messungsgrundlage 
und niedrigem Steuer-
satz einführen 

 Starke und handlungs-
fähige Kreditgeber für 
die Wirtschaft vor Ort 
erhalten 

 Bankenunion weiter 
vertiefen  

 Gemeinsame Letztsi-
cherung über den EWF 
für den Bankenabwick-
lungsfonds schaffen 

 Steuerzahler sollen nir-
gendwo in Europa mehr 
für Bankenpleiten be-
zahlen 

 Finanzinstitute sollen 
Nachhaltigkeitsbelange 
in ihr Risikomanage-
ment integrieren 

 Finanztransaktions-
steuer schrittweise ein-
führen  

 Kampf gegen Steuer-
flucht verschärfen durch 
Meldepflichten für Ban-
ken und das Einfrieren 
verdächtiger Guthaben 

 Kleine Banken stärken, 
z.B. durch Entlastung 
bei Meldepflichten und 
Entbürokratisierung der 
Aufsicht 

 EDIS als Rückversiche-
rungssystem ausgestal-
ten und Institutssiche-
rung erhalten 

 Bankenunion vollenden 

 Konzentration von 
Staatsanleihen in Bank-
bilanzen reduzieren 

 Leverage Ratio auf 
10 Prozent erhöhen 

 Letztsicherung für den 
Bankenabwicklungs-
fonds durch den EWF 
schaffen 

 Europäisches „Green 
Finance Label“ einfüh-
ren 

 Ökologische, soziale 
und gleichstellungspoli-
tische Ziele in der Un-
ternehmensberichter-
stattung verankern 

 Regeln für Banken, 
Versicherungen und 
Fonds in einem EU-Fi-
nanzmarktgesetzbuch 
zusammenfassen und 
vereinfachen 

 Zentrale europäische 
Behörde für den Kampf 
gegen Geldwäsche er-
richten 

 Finanztransaktions-
steuer einführen 

 Verbraucherschutz bei 
Finanzprodukten stär-
ken 

 Abkehr von der Provisi-
onsberatung hin zur 
Honorarberatung 

 Regionale Bankenstruk-
tur mit Sparkassen und 
Genossenschaftsban-
ken erhalten 

 Bei Bankenregulierung 
zwischen Regionalban-
ken und Großbanken 
unterscheiden 

 Bankenregulierung mit-
telstandsfreundlich ge-
stalten 

 EU-Einlagensicherung 
für Sparkassen und Ge-
nossenschaftsbanken 
verhindern 

 Bei Eigenkapitalunterle-
gungspflichten „sehr 
sensibel“ vorgehen 

 Bargeld erhalten 

 Finanztransaktions-
steuer in der gesamten 
EU einführen 

 Proportionale, nachvollziehbare 
und abgestufte Regulierung ein-
führen und kleine Akteure von 
Verwaltungsaufwand entlasten 

 Bestehendes dezentrales System 
der Einlagensicherung in den Mit-
gliedsstaaten (Institutssicherung) 
erhalten  

 Schlupflöcher im Bankenabwick-
lungsregime schließen 

 Haftung von Investoren und Gläu-
bigern bei Bankenabwicklungen 
stärken (Bail in) 

 Staatsanleihen mit Eigenkapital 
unterlegen und Großkreditgren-
zen auf Staatsfinanzierung an-
wenden 

 EZB-Bankenaufsicht auf system-
relevante Banken ausrichten 

 Interessenkonflikte in der EZB 
zwischen Geldpolitik und Banken-
aufsicht abbauen 

 Mehrheitsregeln im EZB-Rat an-
passen 

 Letztsicherung für Bankenabwick-
lungsfonds SRF aus Steuermitteln 
verhindern 

 Binnenmarkt für Finanzdienstleis-
tungen ausbauen 

 Insolvenzrecht und Vollstre-
ckungsrecht stärker angleichen 

 Geldwäscherecht harmonisieren 

 Europäischen Pass für Finanz-
dienstleistungen stärken 

 Mittelstand durch Kapitalmarkt-
union neue Finanzierungsquellen 
öffnen 

 Lenkung des Anlageverhaltens für 
Nachhaltigkeitszwecke verhindern 

 Green Supporting Factor abwen-
den, Regulierung am Risiko aus-
richten 

 Bargeld beibehalten  

 Finanztransaktionssteuer verhin-
dern 

 Banken auf solides Ge-
schäftsmodell nach dem 
Vorbild der Sparkassen 
und Genossenschafts-
banken verpflichten 
(Zahlungsverkehr, einfa-
che Sparinstrumente, 
Finanzierung von Inves-
titionen) 

 Finanzmärkte und Ban-
ken entmachten und an 
Gemeinwohl ausrichten 

 Strengere Vorgaben zur 
Vorsorge und Risikosi-
cherung bei Banken 

 Banken verkleinern und 
das Investmentbanking 
abwickeln  

 Kapitalgedeckte Ren-
tensysteme abschaffen 
und in steuer- und umla-
gefinanzierte Systeme 
überführen 

 Umfassende Finanz-
transaktionssteuer mit 
Steuersatz von 0,1 Pro-
zent einrichten  

 Kampf gegen Steuer-
flucht verschärfen durch 
Meldepflichten für Ban-
ken, die Möglichkeit, 
verdächtige Guthaben 
einzufrieren und den 
Entzug von Banklizen-
zen für nichtkooperative 
Banken 

 Europäische Verge-
meinschaftung von 
Bankrisiken (EDIS) ver-
hindern 

 Nationale Souveränität 
über Bank- und Finanz-
dienstleistungen wie-
derherstellen 

 EU-Bankenabwick-
lungsregeln abschaffen 

 EZB-Anleihekäufe so-
wie EFSF- und ESM-
Rettungsprogramme 
beenden 

 Verringerung der TAR-
GET-Forderungen der 
Deutschen Bundes-
bank 

 Bankenaufsicht aus der 
EZB herauslösen und 
auf nationale Ebene 
zurückverlagern 

 Bargeld beibehalten 

 Bundesbank-Goldre-
serven in Deutschland 
lagern 

 EU-Wohnimmobilien-
kreditrichtlinie aufhe-
ben 
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Landwirtschaft 

 EU-Agrarpolitik wei-
terentwickeln ohne 
Kürzung der Finanz-
mittel 

 Direktzahlungen bei-
behalten und stärker 
auf regional verwur-
zelte Familienbe-
triebe ausrichten 

 Anreize für Umwelt-, 
Klima- und Natur-
schutz setzen 

 Ländliche Räume 
und regionale Wert-
schöpfungsketten 
stärken 

 Tierschutzvorschrif-
ten EU-weit harmoni-
sieren 

 EU-Agrarpolitik an 
Tier- und Umwelt-
schutz ausrichten  

 Einsatz von Gly-
phosat nach 2023 
verbieten 

 EU-weit einheitliche 
Kennzeichnung für 
Lebensmittel einfüh-
ren („Nährwert-Am-
pel“) 

 EU-weite Herkunfts- 
und Fütterungskenn-
zeichnung bei tieri-
schen Lebensmitteln 
einführen 

 EU-Tierschutz-Stra-
tegie erarbeiten und 
umsetzen 

 EU-Agrarpolitik an 
ökologischen Krite-
rien ausrichten 

 Glyphosat und giftige 
Pestizide verbieten 

 EU-weit einheitliche 
Kennzeichnung für 
Lebensmittel einfüh-
ren („Nährwert-Am-
pel“) 

 EU-weite Tierhal-
tungs- und Gentech-
nik-Kennzeichnung 
einführen 

 Verbandsklagerecht 
für Umwelt- und Tier-
schutzorganisationen 
einführen 

 Tierschutz durch ge-
setzliche Maßnah-
men verbessern 

 Marktregulierende 
Eingriffe in den Le-
bensmitteleinzelhan-
del prüfen, um Preise 
zu stabilisieren 

 Regionale Verarbei-
tungs- und Vermark-
tungsstrukturen auf-
bauen, um eine Infra-
struktur für regionale, 
tierschutzkonforme 
Schlachtung zu 
schaffen 

 EU-Agrarpolitik wei-
terentwickeln und 
Faktoren wie Arten-
schutz, Tierwohl, 
Mischkulturen und 
familiäre Betriebe 
stärker belohnen 

 Landwirtschaft auch 
künftig marktorien-
tiert organisieren 

 Glyphosat verbieten 

 Marktmacht der 
Großkonzerne im 
Einzelhandel ein-
schränken 

 Geografische Anga-
ben als Lebensmittel-
qualitätskennzeichen 
stärken 

 Regionale Wert-
schöpfungsketten 
stärken, z.B. Direkt-
vermarktung von Le-
bensmitteln 

 Lebensmittel zur 
besseren Rückver-
folgbarkeit klar kenn-
zeichnen  

 Bürokratie in der EU-
Agrarpolitik abbauen 

 

 EU-Agrarpolitik marktwirt-
schaftlich modernisieren 

 Markttransparenz, fairen 
Wettbewerb und marktwirt-
schaftliche Lieferbedingungen 
mit klaren Rahmenbedingun-
gen schaffen 

 Agrarsubventionen sukzes-
sive abbauen 

 Einheitliches EU-Verfahren für 
die Zulassung von Pflanzen-
schutzmitteln etablieren 

 Verpflichtendes EU-Tier-
schutzsiegel und Tierhal-
tungsstandards schaffen  

 Bürokratie in der EU-Agrarpo-
litik verringern, Spielräume 
der Mitgliedsstaaten vergrö-
ßern 

 Digitalisierung der Landwirt-
schaft mit EU-Mitteln fördern 
 

 EU-Agrarpolitik an 
sozialen, ökologi-
schen und Tier-
schutz-Kriterien aus-
richten 

 Einsatz von Gly-
phosat nach 2023 
verbieten 

 Kennzeichnungs-
pflicht von Lebens- 
und Futtermitteln, die 
mit Pestiziden oder 
Fungiziden behandelt 
worden sind 

 Futtermittelimporte 
reduzieren 

 Verbindliche Kriterien 
für eine tier- und um-
weltgerechte Tierhal-
tung festlegen 

 EU-weites Tier-
schutzsiegel sowie 
eine einheitliche 
Kennzeichnung von 
veganen und vegeta-
rischen Lebensmit-
teln einführen 

 Tierschutzverbänden 
ein Verbandsklage-
recht gewähren 

 Agrarförderung auf 
Ebene der Mitglieds-
staaten zurück verla-
gern 

 Bewährte Zulas-
sungsstandards und 
-verfahren für Pflan-
zenschutzmittel bei-
behalten 

 Artgerechte Hal-
tungssysteme für 
Nutztiere fördern 

 Regionale Vermark-
tung landwirtschaftli-
cher Erzeugnisse 
unterstützen 
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Energiepolitik 

 Globale Bepreisung von 
CO2-Emissionen an-
streben, behelfsweise 
auf G20-Ebene 

 Verknüpfung des 
Stromnetzes in Europa 
verbessern und Ener-
giemarkt stärker vernet-
zen 

 CO2-Preise für alle 
Sektoren einführen, die 
nicht vom Emissions-
handel erfasst sind 

 Erneuerbare Energien 
ausbauen und Energie-
wende bei Elektrizität, 
Wärme, Kälte und Mo-
bilitätssektor ambitio-
niert fortsetzen 

 Europäischen Energie-
binnenmarkt durch Aus-
bau von Infrastruktur 
und Energiespeichern 
stärken 

 Bürgernahe Energie-
wende durch Genos-
senschaften fördern 

 CO2-Preise für alle 
Sektoren einführen 

 EU als Treiber für die 
internationale Energie-
wende positionieren 

 Erneuerbare Energien 
ausbauen. Anteil erneu-
erbarer Energien bis 
2050 auf 100 Prozent 
erhöhen 

 EU-weiten Stromver-
bund stärken und Netz-
ausbau an erneuerba-
ren Energien orientie-
ren 

 Markteinführungspro-
gramm für Energiespei-
cher errichten 

 Aktionsplan für klima-
schonende Wärmever-
sorgung beschließen 

 Emissionshandel durch 
Ausweitung auf weitere 
Sektoren stärken  

 Erneuerbare Energien 
ausbauen. Deutsche 
Energiewende zu ei-
nem EU-Projekt ma-
chen. 

 Globalen CO2-Emissionshandel 
vorantreiben 

 EU-Emissionshandelssystem auf 
Transport, Wärmeversorgung und 
Agrarsektor ausweiten 

 Liberalisierung des Energiebin-
nenmarktes abschließen 

 Europäischen Netzentwicklungs-
plan erarbeiten und transeuropäi-
schen Netzausbau stärken 

 Energieversorgung stärker auf 
EU-Ebene koordinieren 

 Stromsteuer abschaffen 
 

 Energiegenossenschaf-
ten fördern 

 Energieerzeugung und 
Verteilung in Hand von 
Bürgern, Kommunen 
und Genossenschaften 
legen 

 Dezentrale, in den Re-
gionen verankerte 
Energiewende stärken 

 Einführung einer Koh-
lenstoffsteuer (Carbon 
Tax), die alle Industrie-
zweige umfasst 

 Erneuerbare Energien 
ausbauen. Anteil erneu-
erbarer Energien bis 
2040 auf 100 Prozent 
erhöhen. 

 Kommunen an den Er-
trägen aus Wind- und 
Solarkraft beteiligen, 
die auf dem Gemeinde-
gebiet erwirtschaftet 
werden 

 CO2-Zertifikatehandel 
einstellen 

 In die Entwicklung neu-
artiger Typen von Kern-
reaktoren einsteigen 

Digitalisierung 

 Hemmnisse für Start-
ups durch Vorschriften 
beseitigen 

 Europäische Alternati-
ven zu den derzeit do-
minierenden Plattform-
unternehmen aufbauen 

 Schnittstellen bei Be-
zahlfunktionen oder 
Sprachsteuerung von 
Zusatzgeräten öffnen 

 Suchkriterien und Provi-
sionszahlungen von 
Online-Marktplätzen 
transparent machen 

 Anonymes bezahlen 
auch online ermögli-
chen 

 Offene Schnittstellen 
und Interoperabilität si-
cherstellen 

 Mittelstand bei der Digi-
talisierung mit unbüro-
kratischen Beratungs-
angeboten oder Förder-
programmen unterstüt-
zen 

 Plattform-Unternehmen 
strenger regulieren und 
fairen Zugang für ex-
terne Anbieter sicher-
stellen 

 Europäisches Kartell-
amt aufbauen 

 EU-Datenschutzrecht 
mittelstandsfreundlich 
überarbeiten 

 Überforderung des Mit-
telstands durch Ver-
braucherschutzvor-
schriften verhindern  

 Transparenz bei Ver-
gleichs- und Beratungs-
portalen im Internet er-
höhen 

 Taxigewerbe vor neuen 
Fahrdienstmodellen 
schützen 

 EU-Datenschutzrecht mittel-
standsfreundlich überarbeiten 

 Breitbandausbau vorantreiben  

 Digital-Freiheitszonen mit weniger 
Regulierung für Startups einrich-
ten 
 

 Plattformgenossen-
schaften als Alternative 
zu privaten, digitalen 
Plattformanbietern 
stärken 

 Datenschutzgrundver-
ordnung (DSGVO) ab-
schaffen 
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EU-Institutionen 

 Gesetzesinitiativrecht 
für das Europäische 
Parlament schaffen 

 Ausschuss der Regi-
onen stärken  

 „Verfall“ nicht verab-
schiedeter Gesetzes-
vorschläge zum 
Ende der Legislatur-
periode („Diskontinui-
tät“) beschließen 

 EU-Normenkontroll-
rat einsetzen 

 Subsidiaritätskon-
trolle durch nationale 
Parlamente verbes-
sern 

 

 Gesetzesinitiativrecht 
für das Europäische 
Parlament schaffen 

 Mehrheitsprinzip bei 
allen Entscheidun-
gen im EU-Minister-
rat verstärken  

 Prinzip der Verstärk-
ten Zusammenarbeit 
konsequenter nutzen 
und weiterentwickeln 

 

 Gesetzesinitiativrecht 
für das Europäische 
Parlament schaffen 

 Rat der Mitglieds-
staaten langfristig in 
eine zweite Kammer 
überführen  

 Entscheidungen im 
Rat durch Fristset-
zung beschleunigen 

 Mehrheitsprinzip in 
allen Entscheidun-
gen im EU-Minister-
rat einführen 

 Entscheidungen im 
EU-Rat transparenter 
machen 

 Direkte Demokratie 
stärken 

 Gesetzesinitiativrecht 
für das Europäische 
Parlament schaffen 

 Sitzverteilung im eu-
ropäischen Parla-
ment gerechter ge-
stalten  

 Einstimmigkeitsprin-
zip im Rat zugunsten 
demokratischer 
Mehrheitsentschei-
dungen überdenken 

 Prinzip der Verstärk-
ten Zusammenarbeit 
ausbauen 

 EU-Kommission und 
EU-Behörden ver-
kleinern 

 Volksentscheide zu 
wichtigen europapoli-
tischen Fragen auf 
Bundesebene durch-
führen 

 Möglichkeit verbindli-
cher europaweiter 
Bürgerentscheide 
schaffen 

 Gesetzesinitiativrecht für das 
Europäische Parlament schaf-
fen 

 EU-weite Listen für die Euro-
pawahl etablieren 

 Entscheidungen im EU-Rat 
transparenter machen 

 EU-Kommission verkleinern 

 Subsidiaritätskontrolle durch 
nationale Parlamente und 
Ausschuss der Regionen stär-
ken 

 Gesetze mit Auslaufklausel 
versehen 

 „one in, two out“-Regel für we-
niger Bürokratie etablieren 

 Konsequent Folgenabschät-
zungen für EU-Vorhaben 
durchführen 

 EU-Richtlinien den Vorzug vor 
Verordnungen geben 

 Europäischen Konvent mit 
Ausarbeitung einer europäi-
schen Verfassung beauftra-
gen 

 Gesetzesinitiativ-
recht für das Europä-
ische Parlament 
schaffen 

 Alleiniges Haushalts-
recht für das Europä-
ische Parlament be-
schließen 

 Ausschuss der Regi-
onen und Europäi-
schen Wirtschafts- 
und Sozialausschuss 
stärken 

 EZB unter Kontrolle 
des Europäischen 
Parlaments stellen 

 Kommissionspräsi-
denten durch das 
Europäische Parla-
ment wählen 

 Bürger über Volks-
entscheide und 
Volksbegehren EU-
Politik mitgestalten 
und Gesetze initiie-
ren lassen 

 EU-Parlament ab-
schaffen 

 Austritt Deutschlands 
aus der EU („Dexit“), 
sofern sich grundle-
gende Reforman-
sätze der AfD nicht in 
angemessener Zeit 
verwirklichen lassen 

 Volksabstimmungen 
zu wichtigen europäi-
schen Fragen durch-
führen 
 

Genossenschaften 

   Genossenschaften 
als Alternative zu 
profitorientierten Un-
ternehmen fördern 

   Vorrang öffentlicher 
und 
genossenschaftlicher 
Eigentumsformen in 
der Daseinsvorsorge 
durchsetzen 

 Kollektive 
Unternehmen wie 
Genossenschaften 
stärken 
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Hinweis: In die Übersicht wurden alle Parteien aufgenommen, die zur Europawahl in Bayern antreten und nach aktuellen Prognosen mehr als 3 Prozent der Stimmen erhalten. Die Darstellung der Parteien erfolgt in der 

Reihenfolge ihrer Ergebnisse bei der Europawahl 2014. Um die Übersichtlichkeit zu verbessern, sind die jeweiligen Positionen sinngemäß wiedergegeben. 

Quellen: 

 Wahlprogramm von CDU und CSU „Unser Europa macht stark. Für Sicherheit, Frieden und Wohlstand.“:  

https://www.csu.de/common/csu/content/csu/hauptnavigation/dialog/infomaterial/2019/CDU_20CSU_Europawahlprogramm_final_20mit_20deckblatt_BF.pdf 

 

 SPD Wahlprogramm für die Europawahl am 26. Mai 2019 „Kommt zusammen und macht Europa stark!“: https://www.spd.de/europa-ist-die-antwort/unsere-ziele/unser-europaprogramm/  

 Grünes Wahlprogramm zur Europawahl 2019 „Europas Versprechen erneuern. Europawahlprogramm 2019“: https://cms.gruene.de/uploads/documents/2019_Europawahl-Programm.pdf 

 Europawahlprogramm der Freien Wähler „Unsere Heimat Europa: Programm zur Europawahl 2019“: https://www.unsereheimateuropa.de/unsere-politik/wahlprogramm/ 

 Wahlprogramm der Partei DIE LINKE zur Europawahl 2019 „Für ein solidarisches Europa der Millionen, gegen eine Europäische Union der Millionäre“: https://www.die-linke.de/europawahl/wahlprogramm/  

 Europas Chancen nutzen – Das Programm der Freien Demokraten zur Europawahl 2019 https://www.fdp.de/programm/europas-chancen-nutzen 

 Programm der Alternative für Deutschland für die Wahl zum 9. Europäischen Parlament 2019 https://www.afd.de/wp-content/uploads/sites/111/2019/02/AfD_Europawahlprogramm_A5-hoch_RZ.pdf 

https://www.csu.de/common/csu/content/csu/hauptnavigation/dialog/infomaterial/2019/CDU_20CSU_Europawahlprogramm_final_20mit_20deckblatt_BF.pdf
https://www.spd.de/europa-ist-die-antwort/unsere-ziele/unser-europaprogramm/
https://cms.gruene.de/uploads/documents/2019_Europawahl-Programm.pdf
https://www.unsereheimateuropa.de/unsere-politik/wahlprogramm/
https://www.die-linke.de/europawahl/wahlprogramm/
https://www.fdp.de/programm/europas-chancen-nutzen
https://www.afd.de/wp-content/uploads/sites/111/2019/02/AfD_Europawahlprogramm_A5-hoch_RZ.pdf

